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Satzung 
über die Unterbringung Obdachloser in der Samtgemeinde Ostheide 

 
vom 13.12.1990 in Kraft am 16.05.1991 (Amtsblatt Nr. 6/1991) 

 
  

 
Diese Satzungs-/Lesefassung beinhaltet: 
Satzung/Änderungssatzung Beschluss des SG-Rates Inkrafttreten Amtsblatt-Nr.  
1. Änderungssatzung  20.06.1996 06.11.1996 14/1996 
 
 
Aufgrund der §§ 6, 8 und 40 der Nds. Gemeindeordnung (NGO) in der Fassung vom 
13.10.1986 (Nds. GVBl. S. 323) hat der Rat der Samtgemeinde OSTHEIDE in seiner 
Sitzung am 13.12.1990 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 

 
Obdachlos im Sinne der Satzung ist,  
 
a) wer ohne Unterkunft ist; 
b) wem der Verlust seiner ständigen oder vorübergehenden Unterkunft unmittelbar 

bevorsteht; 
c) dessen Unterkunft nach objektiven Anforderungen derart unzureichend ist, dass sie 

keinen menschenwürdigen Schutz vor den Unbilden der Witterung bietet oder die 
Benutzung der Unterkunft mit Gefahren verbunden ist, 

 
und wer dabei nach seinen Einkommens-, Vermögens-, Familienverhältnissen sowie aus 
sonstigen Gründen nicht in der Lage ist, sich und seine engsten Angehörigen, mit denen er 
gewöhnlich zusammenlebt (Ehegatte, Kinder), aus eigenen Kräften eine Unterkunft zu 
beschaffen.  
 
Obdachlos ist auch, wer ohne eine Wohnung zu haben, in eine Notunterkunft der 
Samtgemeinde oder aufgrund des § 8 des Niedersächsischen Gefahrenabwehrgesetzes in 
eine normale Wohnung eingewiesen worden ist. 
 
Obdachlos im Sinne dieser Satzung ist nicht, wer nicht sesshaft ist und nach seiner 
Lebensart auch keine Anzeichen für eine künftige Sesshaftigkeit erkennen lässt (u.a. 
Landfahrer, Land- und Stadtstreicher). 
 
Zur vorübergehenden Unterbringung von Einzelpersonen und Familien, die im 
Gemeindegebiet obdachlos geworden sind, denen Obdachlosigkeit droht oder die aus 
anderen Gründen keine Unterkunft haben, stellt die Samtgemeinde OSTHEIDE Unterkünfte 
als öffentliche Einrichtung zur Verfügung. 
 
Obdachlosenunterkünfte sind nicht für eine dauernde Wohnnutzung bestimmt. 
 
Zurzeit unterhält die Samtgemeinde Ostheide als Dauereinrichtung die Unterkunft 21397 
Vastorf OT Volkstorf, In der Reeh 6. Sie kann, sofern dafür ein dringendes Bedürfnis 
besteht, weitere Unterkünfte anmieten oder errichten und ggf. Unterkünfte schließen. 
Solange die Unterkünfte für den Satzungszweck genutzt werden, sind sie Teil der 
öffentlichen Einrichtung. Während dieser Zeit ist diese Satzung anzuwenden.  
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§ 2 
 
Obdachlose dürfen nur die ihnen von der Samtgemeinde zugewiesenen Unterkünfte 
beziehen und bewohnen. 
 
Das Recht, eine Unterkunft oder einzelne Räume davon zu benutzen, wird durch schriftliche 
Verfügung begründet. In der Verfügung ist die Unterkunft genau zu bestimmen, die Zahl der 
Räume oder der Betten und ggf. auch die Nutzfläche anzugeben.  
 
Im Ausnahmefall kann bei unmittelbar bevorstehender oder bereits eingetretener 
Obdachlosigkeit die Verfügung zunächst mündlich erteilt werden. Sie ist unverzüglich 
schriftlich nachzuholen.  
 
Die Samtgemeinde OSTHEIDE kann jederzeit dem Obdachlosen eine andere Unterkunft 
zuweisen, wenn es aus Gründen der zweckmäßigen Belegung oder im Interesse des 
Hausfriedens erforderlich ist. Ein Rechtsanspruch auf eine bestimmte Unterkunft oder einen 
bestimmten Unterkunftsstandard besteht nicht.  
 
Bewohner von Obdachlosenunterkünften sind verpflichtet, ihre Unterkünfte zu verlassen, 
wenn ihnen die Samtgemeinde OSTHEIDE eine angemessene Wohnung nachweist. 
Angemessen ist eine Wohnung, die nach Größe, Ausstattung und Miete im Einzelfall 
zumutbar ist. 
 
Die Pflicht des Obdachlosen, sich selbst um eine angemessene Wohnung zu kümmern, wird 
durch die Einweisung in eine Notunterkunft nicht berührt. 
 
Das Benutzungsrecht für die zugewiesene Unterkunft endet, wenn der Bewohner auszieht 
oder wenn die Unterkunft länger als einen Monat nicht genutzt wird.  
 
 

§ 3 
 
Der Benutzer hat bei Auszug aus der Unterkunft alle eingebrachten Gegenstände zu 
entfernen. Kommt er dieser Pflicht nicht nach, kann die Samtgemeinde OSTHEIDE die 
Unterkunft auf seine Kosten räumen und Gegenstände von Wert für ein halbes Jahr 
verwahren.  
 
Die Samtgemeinde OSTHEIDE haftet nicht für den Zustand, die Verschlechterung, den 
vollständigen oder teilweisen Untergang oder Verlust der Gegenstände. 
 
Die entstehenden Kosten werden im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben. 
 
 

§ 4 
 
Für den Aufenthalt in den Obdachlosenunterkünften gilt die jeweilige Benutzungsordnung. 
Ein Hausrecht des Vermieters bei angemieteten Wohnungen bleibt von dieser Regelung 
unberührt. Die Benutzungsordnung ist auch für Besucher bindend. 
 
Die mit der Verwaltung der Unterkünfte beauftragten Personen sind berechtigt, die Räume in 
den Unterkünften jederzeit zu betreten – in der Zeit von 22:00 Uhr bis 08:00 Uhr nur in 
begründeten Fällen – und Weisungen zu erteilen, auch gegenüber Besuchern. Weiterhin 
können Hausverbote erteilt werden. Eine Tierhaltung in den zur Verfügung gestellten 
Notunterkünften und auf dem Unterkunftsgelände ist nicht erlaubt. Dies gilt nicht für die 
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Haltung von kleinen Tieren z.B. Kanarienvögel oder Zierfischen in Aquarien, soweit diese 
Tierhaltung das Zusammenleben in den Notunterkünften nicht beeinträchtigt.  
 
 

§ 5 
 
Für die Benutzung der Unterkünfte wird eine Gebühr erhoben. Die Höhe ergibt sich aus der 
jeweils geltenden Gebührensatzung für die Benutzung der Obdachlosenunterkünfte in der 
Samtgemeinde OSTHEIDE. 
 
 

§ 6 
 
Die Bewohner haften für alle Schäden, die in den ihnen überlassenen Räumen und in den 
gemeinschaftlich genutzten Einrichtungen durch Eigenhandlung oder Handlung oder 
Unterlassung der in ihrer Gemeinschaft lebenden Personen oder durch Gäste schuldhaft 
verursacht werden.  
 
Die Haftung Dritter wird davon nicht berührt. Die Kosten zur Beseitigung von Schäden, für 
die der Benutzer haftet, werden im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen.  
 
Für Personen- und Sachschäden, die den Bewohnern der Unterkünfte durch Dritte zugefügt 
werden, haftet die Samtgemeinde OSTHEIDE nicht.  
 
 

§ 7 
 
Ordnungswidrig i.S. des § 6 Abs. 2 der Nieders. Gemeindeordnung in der jeweils geltenden 
Fassung handelt, wer 
 

 entgegen den Bestimmungen des § 2 dieser Satzung die Unterkunft oder einzelne 
Räume der Unterkunft ohne Zuweisungsverfügung bezieht oder sie nach 
Aufforderung nicht verlässt,  

 
 der Räumungspflicht gem. § 3 nicht nachkommt, 

 
 die Benutzungsordnung und die Weisungen der Verwalter dem. § 4 - auch als 

Besucher – nicht beachtet, 
 

 das in § 4 festgelegte Tierhaltungsverbot nicht beachtet. 
 
Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000,00 DM geahndet werden.  
 
 

§ 8 
 
Für den Fall, dass die Vorschriften dieser Satzung sowie der Benutzungsordnung nicht 
befolgt werden oder gegen sie verstoßen wird, kann der auf die Herstellung des 
ordnungsgemäßen Zustandes gerichtete Verwaltungsakt gem. § 64 des Niedersächsischen 
Gefahrenabwehrgesetzes (NGefAG) vom 13.04.1994 in der jeweils geltenden Fassung mit 
den Zwangsmitteln des § 65 NGefAG durchgesetzt werden.  
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§ 9 

 
Diese Satzung tritt mit dem Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 
Gleichzeitig treten im Bereich der Samtgemeinde OSTHEIDE alle bisherigen Satzungen 
über die Obdachlosenunterbringung außer Kraft.  
 
Barendorf, den 13. Dezember 1990 
 
 

Samtgemeinde Ostheide 
 

Siegel 
 
Marquardt Heeschen 
Samtgemeindedirektor Samtgemeindebürgermeister 
 
 
 
 
 


